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Im Juli hatte sich die IGFMan den
Deutschen Bundestag gewandt
und um die bevorzugte Aufnah-
me christlicher
Flüchtlinge aus
dem Nahen Os-
tengebeten,weil
sie nach Auffas-
sung der IGFM
imGegensatz zu
Muslimen keine
Fluchtalternative
in ihremHeimat-
land und auch
nicht in benach-
barten Staaten
haben. Der Peti-
tionsausschuss
des Deutschen Bundestages hat
unsere Eingabe beraten und kam
am 24. September 2015 zu dem
Schluss: … „Das grundlegende
Problem ist nicht allein dadurch zu
lösen, Flüchtlinge aufzunehmen.
Vielmehr muss sich gezielt dafür
eingesetzt werden, den Menschen
vor Ort eine Perspektive zu geben.
Dies nicht zuletzt vor dem Hinter-
grund, dass die Region nicht jesi-
den- und christenfrei werden darf.
Für den Fall, dass sich die Lage
im Norden des Iraks jedoch wei-
ter destabilisieren sollte, regt der
Petitionsausschuss an, über wei-
tere Maßnahmen nachzudenken.
Schutz darf dabei aber auch den
anderen religiösen Minderheiten
nicht verwehrt werden. Vor dem
Hintergrund der Gleichbehandlung
der Religionen und der Tatsache,
dass im Irak auch andere religiöse
Minderheiten verfolgt werden, lehnt
der Ausschuss daher die Forderung
des Petenten, christliche Flüchtlin-
ge bevorzugt aufzunehmen, ab.

Der Ausschuss weist noch einmal
darauf hin, dass Flüchtlingshilfe

regelmäßig am besten vor Ort
geleistet werden kann. Die Politik
muss in erster Linie darauf abzielen,

dass die Menschen in ihrer Heimat
bleiben und dort in Sicherheit leben
können. Nach diesen Ausführungen
empfiehlt der Petitionsausschuss
daher, das Petitionsverfahren ab-
zuschließen, weil dem Anliegen
nicht entsprochen werden konnte.“
(Pet 1-18-06-263-010652)

Die IGFM sieht sich durch die
Antwort des Petitionsausschus-
ses bestätigt, dass nur mit der
heimatnahen Hilfe der Wunsch
nach Verbleib in der Heimat ge-
fördert und gewährleistet werden
kann, dass der Nordirak nicht je-
siden- und christenfrei wird. Jetzt,
wo die Tore Europas nach der

ungezügelten Aufnahme wieder
geschlossen werden, muss daher
den verbliebenen Flüchtlingen im
Irak, Syrien und anderen Staaten
deutlichmehrAufmerksamkeit und
Hilfe zuteilwerden.DasAngebotan
die Flüchtlinge, die hier umSchutz
nachgesucht haben, zur Integrati-
on muss mit Anreizen verbunden
werden, in ihre Heimat zurückzu-
kehren, sobald es die Situation
erlaubt, umes inBesitz zu nehmen
und es wieder aufzubauen.

Mitglieder der IGFM haben sich
seit Herbst vergangenen Jahres
mehrfach vonder Lageder Flücht-
linge in der Türkei und im Nordirak
selbst einBild gemacht.Wir haben
sie in organisierten und wilden La-
gern besucht und gefragt, was sie
brauchen.Wirhabenentsprechend
der besonderen Bedürfnisse ge-
sammelt und bereits über 40 Ton-
nenHilfsgüter an Flüchtlinge in der
Türkei und bis in den Nordirak ge-

bracht und ver-
teilt. Zurzeit ist
die IGFM in Zu-
sammenarbeit
mit dem Men-
schenrechtszen-
trumCottbusmit
vier Ärzten und
einem Lastzug
mitMedikamen-
tenundweiteren
Rollstühlen im
Raum Dohuk im

Nordirak. Wir wollen auf genau
diesem Weg fortfahren und bitten
sie dafür um Ihre Hilfe!

Ihr

Karl Hafen

Petitionsausschuss bestätigt:
Flüchtlingshilfe kann regelmäßig am besten vor Ort geleistet werden

in Frankfurt sortiert und geladen

in Dohuk/Irak verteilt und geholfen

heute schon vormerken: Nächste Jahres- und Mitgliederversammlung am 8. – 10. April 2016 im GSI in Bonn
Arbeitstitel: Fluchtursachen bekämpfen – heimatnah helfen



Bosnien
Minderheiten auf dem Balkan:

Wir sind nicht frei!
Die generelle Feststellung „Sichere Herkunftsländer
Balkan“ macht deren korrupte Regierungen stark

„DieGemeindeversammlung
der Stadt Prijedor beriet in
zwei seiner Sitzungen aus-
schließlich über mich und
forderte die strafrechtliche
Verfolgung, weil ich über
das Massengrab Tomasica
i Genozid öffentlich rede.
Wegen meiner Arbeit zur
Aufdeckung von Massen-
gräbern, der Identifizierung
von Leichen und meiner
Unterstützung zur Inhaftie-
rung von Kriegsverbrechern
wurde ich aus dem Parla-
ment entlassen. Seit mei-
nem Vortrag bei der IGFM-
Jahresversammlung inBonn
2014 sind polizeiliche Vorladungen,
Erpressungen und Morddrohungen
mein Alltag geworden. Der Vermieter
hat mir meine Büroräume gekündigt
mit der Begründung, dass der Stadt-
rat ihn dazu gedrängt hat. Am 2. Mai.
2015 fand ich einen Zettel anmeinem
Auto: ,Du redest zuviel.Wir schneiden
dir die Zunge ab’. Am 8. Mai 2015,
das ist der Tag des Gedenkens an
die Opfer des Konzentrationslager
Omarska, wurde uns nicht erlaubt,
das Gelände des Lagers zu betreten.
Am selben Tag, gegen 21 Uhr, haben
mich drei maskierte Männer nach der
Sitzung unseres Vereins verprügelt.“
(Mirsad Duratovic)

1992 bis 1995 haben serbische Trup-
pen inBosnien-Herzegowinatausende
Zivilistenumgebracht. Viele von ihnen
wurdenvor ihrer Ermordung in Lagern
konzentriert und schlimmster Folter
ausgesetzt. In den Lagern Omarska,
Manjaca,Keraterm, Trnopoljewurden
FrauenundMänner systematischund

mehrfachvergewaltigtundanderweitig
erniedrigt. Viele kamen dabei um. Die
Massenerschießung von über 7000
Männern in Srebenica ist vielen noch
inErinnerung. ImSeptemberbesuchte
die IGFM-Ehrenvorsitzende Katrin
Bornmüller zusammen mit Mirveta
Durben, die heute inDeutschland lebt
und1992nur knapp ihrerErschießung
entging, die Stadt Prijedor, die heute
zur serbischen Republik Bosnien ge-
hört. Für denVerein zurUnterstützung
der Opfer der serbischen Konzentra-
tionslager und ihrer Angehörigen war
ein Lastzug mit Hilfsgütern voraus-
gefahren.

Mirsad Duratovic führte Katrin Born-
müller zu Massengräbern und er-
klärte ihr die Schwierigkeiten bei der
Identifizierung der Leichname. „Die
Erinnerungen an die schrecklichen
Verbrechen in den Konzentrationsla-
gern Omarska, Keraterm und Trno-
polje, andenenPolizisten vonPrijedor
maßgeblich beteiligt waren, sind bei
uns Überlebenden noch wach. Wir
möchten, dass die Opfer ordentlich
bestattet werden.“ Noch heute wird
in Massengräbern nach vermissten
Leichen gesucht. Die Suche gestaltet
sichschwierig, dennserbischeMilizen
hatten Granaten in Massengräber
geworfen, um die Leichname zu
zerstören. Doch dank Gen-Tests ist
eine Identifizierung zwar nicht in allen
Fällen, aber in den meisten möglich.
Die Toten aus den Teilen zusammen-
zusetzen,um ihneneinewürdige letzte
Ruhe zu garantieren, ist jedoch für

Helfer und Angehörige
eine schwere Belastung.

Es ist uns Überle-
benden wichtig, eine
Gedenkstätte für 3176
unschuldige Zivilopfer,
darunter 120 Kinder und
256 Frauen, aus Prije-
dor und Umgebung als
Zeichen des Friedens
und der Versöhnung und
zur Mahnung, jeglichem
Völkermord entschlos-
sen entgegenzutreten,
einzurichten. Doch bei
unseren Bemühungen,
die für uns wichtige Er-
innerungs- und Aufklä-

rungsarbeit zu leisten, werden wir
weiterhin diskriminiert und stoßen
ständig auf Widerstände. Der Grund
dafür ist: Die Täter von damals sind
heute noch in den Verwaltungen und
bei der Polizei in Prijedor und wehren
sich strikt gegen den Bau einer Ge-
denkstätte.“ Ausgerechnet vor dem
Konzentrationslager Trnopolje erin-
nert ein Denkmal an die berüchtigten
serbischenCetniks: Ihre Angehörigen
bekommeneineKriegsrente, denOp-
ferndesKonzentrationslagerswirddie
AuszahlungeinerOpferrentehingegen
verweigert.

MirsadDuratovic undMirvetaDurben
haben an Bundeskanzlerin Dr. Merkel
appelliert, sich für eine Gedenkstätte
für die unschuldigen Zivilopfer einzu-
setzen.SiekönnensichdiesemAppell
(auf der IGFM-Webseite) anschließen.
Die überlebenden Opfer und Hin-
terbliebenen werden argwöhnisch
beobachtet, sogar bespitzelt. Viele
von ihnen sind ohne Einkünfte und
hoffen auf die Unterstützung durch
den „Verein der Opfer und Hinterblie-
benen“, den Mirsad Duratovic leitet.
Ein großer Teil der notwendigen Hilfe
leistet die IGFM. Ende November soll
der nächste Transport nach Bosnien
gehen. Mindestens 3500 € für den
Transport und ebensoviel für Zukauf
vonWinterwäsche undMedikamente
müssen aufgebracht werden. Dafür
erbitten wir Ihre Mithilfe.

Kennwort Bosnien (84)

Katrin Bornmüller und Mirsad Duratovic vor dem Denkmal für die serbischen
Cetniks im KZ Trnopolje. Den Opfern wird das Gedenken verweigert.

Ihre Spende überweisen Sie bitte
unter Angabe des

entsprechenden Kennwortes
oder der Kennziffer

auf folgendes IGFM-Konto:
IBAN: DE73 5125 0000 0023 0007 25

Swift-BIC: HELADEF1TSK
Taunussparkasse,

Konto 23 000 725 • BLZ: 512 500 00
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Unter dem Haushaltstitel „Mo-
tivierung und Solidarisierung der
Jugend aller Zielländer der Östlichen
Partnerschaft zur gesellschaftlichen
Partizipation unter besonderer Be-
rücksichtigungderMenschenrechte“
fand vom22. bis 26. September 2015
das erste von drei fünftägigen Semi-
naren in der ukrainischenHauptstadt
Kiew statt. Je drei Jugendliche aus
Armenien, Aserbaidschan, Georgi-
en, Moldau, Ukraine, Russland und
Weißrussland trafen Bürgerrechtler
und Oppositionelle aus diesen Län-
dern und diskutieren Wege über ge-
meinsameMenschenrechtsinitiativen
über die Ländergrenzen hinweg. Das
nächste Seminar Mitte November in
Minsk/Weißrussland wird zu einem
Lackmustest, wie Weißrussland mit
kritischen Jugendlichen umgeht und
die Chance zur Öffnung nach West-
europa aufgreift oder sie verpasst.
Das dritte Seminar findet in Frankfurt
am Sitz der IGFM statt. Am Tag der
Menschenrechte, am 10. Dezember,
schließt das Projektmit einer Presse-
konferenz ab.

Mit demAuseinanderbrechender
Sowjetunionmusste die Klammer al-
ler einstigen Republiken die gemein-
same russische Sprache – mehr und
mehr den Landessprachenweichen,
die Jahrzehnte privat oder imVerbor-
genengepflegtwurden.WoderAnteil
der russischsprachigenBevölkerung
einen hohen Prozentsatz hatte, kam
es zu Konflikten, und in einigen
dieser neuen Staaten ist dieser Pro-
zess noch nicht abgeschlossen. Die
Ukraine ist an den Rand des Zerfalls
geführt worden, Moldau steht an
einem Scheideweg, Georgien wird

ganz offensichtlich sukzessive durch
Grenzverschiebungen seinesStaats-
gebiets beraubt. Alle aus der Sowjet-
unionhervorgegangenenStaaten, die
näher an Westeuropa heranrücken
wollen, sind damit konfrontiert, dass
das hochgepriesene Recht der Völ-
ker auf Selbstbestimmung politische
Grenzen hat und Russland sie wie
Satelliten zu steuern beabsichtigt.
Wer genauer hinschaut, der sieht
aber auch, wie der Sprachenkonflikt
zur Sprachlosigkeit untereinander
geführt hat.

Die IGFMhatte imZugevonGlas-
nost und Perestroika 1985 bis 1988
Arbeitsgruppen in mehreren Städten
der Sowjetunion aufgebaut. Ihre Lei-
ter gehörten der Helsinki-Bewegung
an. Sie verstanden sich über die rus-
sische Sprache, ansonsten vertraten
sie durchaus regionale Interessen.

Als 1991 die Sowjetunion unter-
ging, entstanden im gleichen Jahr
IGFM-Ländersektionen in Litauen
und Lettland, in Aserbaidschan, Us-
bekistan und Georgien, 1993 folgten
Russland und die Ukraine, 1994
Weißrussland und Armenien, 1995
Moldau. Bei den jährlichen Treffen
des Internationalen Rates der IGFM
war Russisch neben demDeutschen
die führende Konferenzsprache.
Doch seitmehreren Jahren stellenwir
fest, dass die neuen jüngeren Leiter
aus den Sektionen entweder nicht
mehr Russisch sprechenwollen oder
sogar Russisch nicht mehr beherr-
schen: Ein deutliches Signal, dass
sich die Jugend in diesen Ländern
nicht mehr richtig versteht, ja sogar
aus dem Weg geht. Das Misstrauen
der Politiker schlägt sich in der Dis-
tanz der Jugendlichen benachbarter

Pluralismus stärken, Werte vermitteln
Dialog und Verständigung fördern

Länder wider. Sie sprechen nicht
miteinander, sie verlieren sich aus
den Augen. Die Weltsprache Eng-
lisch hat den Platz des Russischen in
diesemGroßraum jedoch noch nicht
einnehmen können.

Vor fünf Jahren haben sich die
genannten Sektionen unter Führung
der deutschen Sektion im Eurasia-
Komitee gefunden. Der Auftrag
lautet, die Sprachlosigkeit zu über-
winden unddenDialog zwischenden
Mitgliedern der Sektionen zu fördern.
Das Interesse am gemeinsamen
Einsatz für die Menschenrechte ist
gewachsen:Mitglieder in Usbekistan
setzen sich für politische Gefangene
und Bürgerrechtler in Weißrussland
ein und selbst Mitglieder in Aserbai-
dschan und Armenien überwinden
die politische Feindschaft ihrer Re-
gierungen.

Das erste Seminar war er-
folgreich, die Jugendlichen voll bei
der Sache. Sie haben bereits eine
Diskussionsplattform auf facebook
eingerichtet und ihr den Namen
www.facebook.com/ishr.youth
gegeben. Trauen Sie sich und sehen
Sie sich einmal diese russischspra-
chige Seite mit den Fotos an. Sie
sprechen und werben für sich: Völ-
kerverständigung beginnt bereits im
Kleinen, und die IGFM geht mit gu-
tem Beispiel voran. Das Auswärtige
Amt unterstützt das Projekt durch
Fördermittel, jedoch muss die IGFM
einen gehörigen Eigenanteil aufbrin-
gen. Dafür erbittenwir Ihre finanzielle
Unterstützung. Doch dafür lassen
wir Sie auch gerne Einblick in die
Diskussionen nehmen.

Kennwort Dialog (35)



Iran Kreuzigung, Steinigung, Hinrichtung
Minderjähriger angewandtes Strafrecht im Iran

Kennwort:
Öffentlichkeitsarbeit (11)

Kreuzigung,Steinigung,dieTodesstra-
fe für die Abwendung vom Islam oder
wegenReligionslosigkeit sind inder Is-
lamischenRepublik Iranangewandter
Teil des Strafrechts. Obwohl der Iran
völkerrechtlich bindende Menschen-
rechtsverträge ratifiziert hat und seine
Regierungsichöffentlichwirksamdazu
bekennt, bricht siedieseVerträgesys-
tematisch und begründet diesmit der
Scharia.ÄhnlicheRechtsvorstellungen
vertreten auch Saudi-
Arabien und andere
Staaten der Golfregion.
Während die Verbre-
chen des „Islamischen
Staats“ in Syrien und
im Irak von der Euro-
päischenGemeinschaft
zurecht offen kritisiert
werden, halten sich die
europäischen Regie-
rungen beim Vollzug
gleicher barbarischer
Strafen in anderen Län-
derndesNahenOstens
jedoch zurück.

Die Zahl der Hinrich-
tungen im Iran beispielsweise wird
– wie auch in der Volksrepublik China
– staatlich geheim gehalten. Nach
Einschätzung der Vereinten Natio-
nen ist der Iran im Nahen Osten für
die meisten Hinrichtungen verant-
wortlich und liegt bei der Zahl der
vollstreckten Todesstrafen pro Kopf
der Bevölkerung weltweit an der
Spitze. Seit Jahren steigt die Zahl der
bekannt gewordenen Hinrichtungen.
Zudem bricht die iranische Justiz
vielfach das eigene Recht: Der IGFM
liegen Beschwerden von iranischen
Anwälten vor, wonach Urteile nicht
begründet und nicht ausgehändigt
wurden, Anwälte keinen Zugang zu
Akten erhielten oder ihnen das Recht
verwehrt wurde, Rechtsmittel einzu-
legen, ja sogar Verfahren, an deren
Ende der Beschuldigte hingerichtet
wurde, durch fingierte Vorwürfe wie
z.B. angeblicherDrogendelikteerst er-
öffnet werden konnten. Der Hoffnung
auf eine graduelle Besserung durch
den als Reformer gefeierten und seit
2013 regierendenPräsidentenHassan
Rohani ist bittere Enttäuschung ge-
folgt. Die Verhandlungen wegen des
iranischen Nuklearprojekts haben zu

keiner Verbesserung der Menschen-
rechtslage geführt.

DerKonvertit und jetzigePastorSaeed
Abedini ist das wohl bekannteste Ge-
sicht der verfolgten Christen im Iran.
Er wird im Gefängnis Rajai Shar in
Karaj, etwa 20 km nordwestlich von
Teherangefangengehalten.Naghmeh
seineEhefrau, schilderteder IGFMdie
Bedingungen seiner Haft:

„Die Zelle ist unterirdisch, ohne jeg-
liches Tageslicht, ausgelegt für 20
Personen, tatsächlich sind dort 80
Männer eingepfercht.Der Tagbeginnt
um 8 Uhr mit dem Zählappell, und
jeder Gefangene fragt sich, wie viele
zumAbendappell nicht mehr da sind.
Normalerweise finden Hinrichtungen
einmal imMonat statt, aber eswurden
auchschoneinmalbis zu50Personen
innerhalb weniger Tage hingerichtet.

Den Tag verbringen die Gefangenen
überwiegendmitWarten.Einige liegen
auf Holzpritschen in dreistöckigen
Betten, andere auf Teppichresten auf
hartem und kaltem Beton. In Gesell-
schaft vergeht die Zeit schneller, aber
dass sich Saeed Abedini, der vom
Islam zum Christentum übergetreten
war, zu einem Mitgefangenen setzen
könnte, empfinden die meisten als
Provokation. Für sie ist er einer, der
den Tod verdient.

Täglich könnendieGefangeneneinen
ein- bis zweistündigen Hofgang ins
Sonnenlicht wahrnehmen. Saeed
Abedini musste monatelang darauf
verzichten,weilGefangene,die islami-

schenTerrorgruppenangehören,nach
seinem Leben trachteten. Aber auch
die Wachen sparen nicht mit Schlä-
gen und Tritten. Nach einem „Verhör“
standsein Lebenauf derKippeunder
musste ineinKrankenhauseingeliefert
werden. Schmerzmittel vergeben die
Gefängnisärzte nach Gutdünken.

Es gibt zwei Mahlzeiten: das Früh-
stück, bestehend aus Brot und etwas

Käse, und ein Abendes-
sen mit völlig unzurei-
chenden Portionen, die
immerwieder zuMagen-
problemen führen. Das
Trinkwasser ist trübe,
man muss warten, bis
sich die Sedimente ab-
gesetzt haben.

Ein neuer Gefangener
bringt in der Regel nur
die Kleidung mit, die er
am Leib trägt, und das
Geld, das er bei seiner
Festnahme dabei hat-
te. Nach der obligatori-
schen Quarantäne kann

er sich im Gefängnisladen kaufen,
waserbraucht:Geschirr undBesteck,
Laken und Decken für den Winter,
Unterwäsche, Waschzeug, praktisch
alles. Gefangene, die keine Angehö-
rigen haben, müssen sehen, wie sie
zurechtkommen“.

Iran ist in diesem Jahr Schwerpunkt
der IGFM-Öffentlichkeitsarbeit. Mehr
als 25 Infostände in mehreren Städ-
ten, etliche Mahnwachen vor dem
iranischen Konsulat in Frankfurt und
der iranischen Botschaft in Berlin,
Pressekonferenzen und Pressemit-
teilungen, Grußbotschaften an Ge-
fangene und Unterschriftenaktionen
bis hin zu einer Plakatausstellung im
EuropäischenParlament in Straßburg
gehören 2015 zum Programm. Kon-
zentrierte Aufklärungsarbeit über die
Lage der Menschenrechte in einem
der führendenLänderder islamischen
Welt ist notwendigeMenschenrechts-
arbeit undnicht zumNulltarifmachbar.
Auchhierfür erbittenwir Ihrefinanzielle
Hilfe.

gemeinsam gegen Machtmissbrauch


